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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. April 1962 

7 — 68030 — 5528/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft (BGBl. II S. 753) die Entwürfe 

der Verordnung 

über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger 
und der 

Verordnung über die Soziale Sicherheit 
der Saisonarbeiter 

(Anlagen 1 und 2) sowie eine Aufzeichnung des federführenden 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung hierzu (An- 
lage 3). 

Die Kommission hat auf Grund des Artikels 51 des EWG-Ver- 
trages in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 7 der Verordnung 
Nr. 3 der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft dem Rat vor- 
geschlagen, die im Entwurf vorgelegten Verordnungen zu 
erlassen. Die Beratungen der Entwürfe im Europäischen Parla- 
ment und im Wirtschafts- und Sozialausschuß sind in den 
letzten Tagen abgeschlossen worden. Das Datum der Behand- 
lung der Entwürfe im Rat ist noch offen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuemeling 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf zur Verordnung 
über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT, 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf den Artikel 51, 

GESTÜTZT auf die Verordnung Nr. 3 über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und ins- 
besondere auf den Artikel 4 Absatz (7), 

GESTÜTZT auf die Verordnung Nr. 4 zur Durch- 
führung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 über 
die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, 

GESTÜTZT auf den Vorschlag der Kommission, 

IN DER ERWÄGUNG, daß Verordnung Nr. 3 gemäß 
Artikel 4 Absatz (3) dieser Verordnung auf Grenz- 
gänger keine Anwendung findet, soweit die diesen 
Arbeitnehmern zu gewährenden Leistungen durch 
eigens für sie getroffene Bestimmungen in einem 
Abkommen über Soziale Sicherheit im Sinne des 
Artikels 1 Buchstabe (c) der Verordnung Nr. 3 ge- 
regelt sind, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die in Anhang C zur 
Verordnung Nr. 3 auf geführten Bestimmungen ge- 
mäß Artikel 4 Absatz (4) dieser Verordnung keine 
Anwendung auf Grenzgänger finden, die in einem 
in Anhang C der Verordnung bezeidineten Mitglied- 
staat beschäftigt oder Staatsangehörige dieses Mit- 
gliedstaates oder Staatenlose oder Flüchtlinge sind 
und in diesem Staat wohnen und in einem anderen 
Mitgliedstaat beschäftigt sind, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Rat nach Artikel 4 
Absatz (7) der Verordnung Nr. 3 in einer weiteren 
Verordnung Bestimmungen eigens für Grenzgänger 
zu treffen beschlossen hat, die an die Stelle des 
Artikels 4 Absätze (3) und (4) der Verordnung Nr. 3 
treten sollen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Allgemeinen Bestim- 
mungen der Verordnungen Nr. 3 und Nr, 4, sowie 
die in diesen beiden Verordnungen enthaltenen Be- 
stimmungen für den Fall der Invalidität, des Alters 
und des Todes (Renten) und für Sterbegelder auch 
für Grenzgänger in der bestehenden Fassung gelten, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die besonderen Verhält- 
nisse der Grenzgänger auf Grund ihrer Beschäfti- 
gung in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem 
Wohnland zu den Bestimmungen der Verordnungen 
Nr. 3 und Nr. 4 ergänzende Bestimmungen über die 
anzuwendenden Rechtsvorschriften sowie für den 
Fall der Krankheit, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten und 
über Familienbeihilfen erforderlich machen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß nach einer Erklärung der 
Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl das in der nachstehenden Verord- 


nung vorgesehene System an die Stelle der in Arti- 
kel 69 Absatz (4) des Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
genannten Vereinbarungen treten kann, 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung 

(a) bedeutet der Ausdruck „Verordnung Nr. 3“ 
die Verordnung Nr. 3 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
vom 25. September 1958, die im Amtsblatt der 
europäischen Gemeinschaften vom 16. Dezem- 
ber 1958 veröffentlicht worden ist; 

(b) bedeutet der Ausdruck „Verordnung Nr. 4 “ 
die Verordnung Nr. 4 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Durch- 
führung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer vom 3. Dezember 1958, die im Amts- 
blatt der europäischen Gemeinschaften vom 
16. Dezember 1958 veröffentlicht worden ist; 

(c) bedeutet der Ausdruck „Grenzgänger" die 
Arbeitnehmer und ihnen Gleichgestellten, die 
unter Beibehaltung ihres Wohnsitzes in 
einem der Mitgliedstaaten in einem anderen 
Mitgliedstaat beschäftigt sind und in der 
Regel täglich oder mindestens einmal 
wöchentlich zu ihrem Wohnsitz zurückkehren, 
Artikel 1 Buchstabe (k) der Verordnung Nr. 3 
ist nicht mehr anzuwenden. 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung findet auf Grenzgänger 
Anwendung, für welche die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten 
und welche Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
oder Staatenlose oder Flüchtlinge sind, sowie auf 
ihre Familienanghörigen und ihre Hinterbliebenen. 

(2) Diese Verordnung findet ferner auf Hinter- 
bliebene von Grenzgängern Anwendung, für welche 
die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten galten, und zwar ohne Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit dieser Arbeitnehmer, wenn 
die Hinterbliebenen Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaates sind oder als Staatenlose oder Flücht- 
linge in einem der Mitgliedstaaten wohnen. 
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Artikel 3 

Die Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 gelten für die 
in dieser Verordnung erfaßten Personen, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen ist. 

Artikel 4 

(1) Diese Verordnung tritt für den in ihr erfaßten 

Personenkreis an die Stelle der auf Grund eines 
Abkommens über Soziale Sicherheit zv/ischen Mit- 
gliedstaaten auf Grenzgänger anzuwendenden Vor- 
schriften. Die Bestimmungen solcher Abkommen, die 
in einem auf Vorschlag der Kommission vom Rat 
binnen sechs Monaten nach Veröffentlichung dieser 
Verordnung in einer weiteren Verordnung noch zu 
beschließenden Anhang aufgenommen werden, blei- 
ben weiterhin gültig. | 

(2) Artikel 6 Absatz (3) der Verordnung Nr. 3 j 

findet Anwendung auf die gegebenenfalls in diesem j 
Anhang anzubringenden Änderungen. | 

(3) Artikel 6 Absatz (2) Buchstaben (c) und (d) | 

der Verordnung Nr. 3 ist nicht mehr anzuwenden, ' 
ebenso Artikel 6 Absatz (1) der Verordnung Nr. 4 1 
hinsichtlich der Vereinbarungen über die Anwen- | 
düng der in Artikel 6 Absatz (2) Buchstabe (c) der | 
Verordnung Nr, 3 genannten Bestimmungen. i 

(4) Jeder Mitgliedstaat notifiziert dem Vorsitzen- j 

den der Verwaltungskommission jedes mit einem I 
Nichtmitgliedstaat abgeschlossenen Abkommen über I 
die Soziale Sicherheit der Grenzgänger, , 


TITEL II 

Bestimmungen über die anzuwendenden 
Rechtsvorschriften 

Artikel 5 

Artikel 13 Buchstabe (a) der Verordnung Nr. 3 
kommt für die Grenzgänger zur Anwendung, auch 
wenn sie nicht in dem Mitgliedstaat wohnen, in dem 
sich der Betrieb befindet, dem sie gewöhnlich ange- 
hören. 


TITEL III 

Besondere Bestimmungen 

KAPITEL 1 

Krankheit; Mutterschaft 

Artikel 6 

(1) Die Geldleistungen, auf die ein Grenzgänger 
Anspruch hat, werden ihm von dem zuständigen 
Träger gewährt, als ob er in dem zuständigen Staat 
wohnte. Die Leistungen werden ihm in diesem Staat 
oder auf Antrag des Berechtigten durch internatio- 
nale Postanweisung in seinem Wohnort gezahlt. 


(2) Die in Absatz (1) genannten Leistungen kön- 
nen jedoch auf Ersuchen des zuständigen Trägers 
auf dessen Rechnung vom Träger des Wohnortes 
gezahlt werden. In diesem Fall hat der zuständige 
Träger den Träger des Wohnortes über die Höhe 
der Leistungen und den Zeitpunkt oder die Zeit- 
punkte, an denen sie gezahlt werden müssen, sowie 
über die Höchstdauer der Leistungsgewährung in 
Kenntnis zu setzen. 

Artikel 7 

(1) Die Sachleistungen, auf die ein Grenzgänger 
Anspruch hat, werden ihm und seinen Familienan- 
gehörigen von dem Träger des Wohnortes gewährt, 
als ob er bei diesem Träger versichert wäre; das 
Ausmaß, die Dauer sowie die Art und Weise der 
Leistungsgewährung richten sich nach den für den 
Träger des Wohnortes geltenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die in Absatz (1) genannten Leistungen kön- 
nen dem Grenzgänger und seinen Familienangehöri- 
gen vom zuständigen Träger in dem zuständigen 
Staat gewährt werden, als ob sie in diesem Staat 
wohnten. Für die Familienangehörigen gilt das je- 
doch nur; 

(a) in Dringlichkeitsfällen, 

(b) in den übrigen Fällen vorbehaltlich einer 
Vereinbarung zwischen den zuständigen 
Behörden der betreffenden Mitglied- 
staaten oder vorbehaltlich einer vorheri- 
gen Genehmigung des zuständigen Trä- 
gers. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften, die für einen 
der in den Absätzen (1) und (2) genannten Träger 
gelten, eine Höchstdauer für die Leistungsgewäh- 
rung vor, so berücksichtigt der betreffende Träger 
gegebenenfalls die Zeit, während der von dem an- 
deren Träger Leistungen für denselben Fall der 
Krankheit oder der Mutterschaft gewährt worden 
sind. 

(4) Heilmittel, Bandagen, Augengläser und klei- 
nere Hilfsmittel können nur in dem Mitgliedstaat, 
in dem sie vom Arzt verordnet worden sind, und 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates gewährt 
werden; das gleiche gilt für Laboratoriumsanalysen 
und -Untersuchungen. 

(5) Im Rahmen der Versicherung für den Fall der 
Mutterschaft ist der Träger des Landes, in dem die 
Entbindung stattfindet, verpflichtet, die Sachleistun- 
gen in vollem Umfang zu gewähren, soweit zwi- 
schen dem zuständigen Träger und dem Träger des 
Wohnortes nichts anderes vereinbart worden ist. 

(6) Die Gewährung von Körperersatzstücken, 
größeren Hilfsmitteln und anderen Sachleistungen 
von erheblicher Bedeutung, deren Verzeichnis die 
Verwaltungskommission aufgestellt hat, hängt da- 
von ab, daß der zuständige Träger dem Träger des 
Wohnorts hierzu seine Zustimmung gibt; dies gilt 
nicht für Fälle unbedingter Dringlichkeit. 

(7) Hat einer der Familienangehörigen eines 
Grenzgängers im Wohnland Anspruch auf Sach- 
leistungen auf Grund einer eigenen versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung, so sind die Absätze (1) 
bis (6) auf ihn nicht anwendbar. 
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Artikel 8 

(1) Zur Gewährung der in Artikel 6 dieser Ver- 
ordnung genannten Leistungen übersendet der 
Grenzgänger, der arbeitsunfähig geworden ist und 
sich in seinem Wohnland aufhält, binnen drei Tagen 
unmittelbar an den zuständigen Träger: 

(a) eine Bescheinigung über die Arbeitsein- 
stellung auf einem von der Verwaltungs- 
kommission festgelegten Formblatt oder, 
sofern dies nach den für den zuständigen 
Träger geltenden Rechtsvorschriften vor- 
gesehen ist, eine vom behandelnden Arzt 
ausgestellte Bescheinigung über die Ar- 
beitsunfähigkeit; 

(b) eine Bescheinigung auf einem von der 
Verwaltungskommission festgelegten 
Formblatt, die vom Träger des Wohn- 
ortes auszustellen ist und in der der Zeit- 
punkt der gewährten Pflege und die vor- 
aussichtliche Dauer der Arbeitsunter- 
brechung anzugeben sind; 

(c) alle sonstigen erforderlichen Unterlagen 
nach den für den zuständigen Träger gel- 
tenden Rechtsvorschriften, unter Berück- 
sichtigung der Art der beantragten Lei- 
stungen. 

(2) Ferner ist nach folgenden Vorschriften zu ver- 
fahren: 

(a) Der Träger des Wohnorts führt die ärzt- 
liche und verwaltungsmäßige Kontrolle 
des Grenzgängers wie bei seinen eigenen 
Versicherten durch und teilt dem zustän- 
digen Träger das Ergebnis mit. 

(b) Stellt der Träger des Wohnorts fest, daß 
der Grenzgänger wieder arbeitsfähig ist, 
so zeigt er ihm den Tag an, an dem die 
Arbeit wiederaufzunehmen ist und über- 
sendet dem zuständigen Träger unver- 
züglich eine Abschrift dieser Mitteilung. 
Die Geldleistungen werden nur bis zu 
dem Tage gezahlt, den der Träger des 
Wohnorts für die Wiederaufnahme der 
Arbeit festgesetzt hat. 

(c) Entscheidet der zuständige Träger auf 
Grund der erhaltenen Auskünfte, daß der 
Grenzgänger wieder arbeitsfähig ist, so 
ersucht er den Träger des Wohnorts, dem 
Grenzgänger diese Entscheidung mitzu- 
teilen. Die Geldleistungen werden mit 
dem Tag eingestellt, der auf den Tag 
folgt, an dem der Grenzgänger von der 
Entscheidung des zuständigen Trägers 
unterrichtet worden ist. 

(d) Haben der Träger des Wohnorts und der 
zuständige Träger in demselben Fall 
zwei verschiedene Tage für die Wieder- 
aufnahme der Arbeit festgesetzt, so ist 
der von dem zuständigen Träger fest- 
gesetzte Tag maßgebend. 

(e) Bei Wiederaufnahme der Arbeit über- 
sendet der Grenzgänger dem zuständigen 
Träger eine Bescheinigung auf einem 
von der Verwaltungskommission festge- 


legten Formblatt über die Wiederauf- 
nahme der Arbeit. 

(3) Die zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten können mit Zustimmung der 
Verwaltungskommission eine abweichende Art und 
Weise der Durchführung vereinbaren. 

Artikel 9 

(1) Um die in Artikel 7 Absatz (1) dieser Ver- 
ordnung genannten Leistungen für sich selbst und 
seine Familienangehörigen in seinem Wohnland zu 
erhalten, muß der Grenzgänger sich unter Vorlage 
der nachstehend genannten Beweisstücke beim 
Träger des Wohnorts eintragen lasssen: 

(a) eine vom zuständigen Träger ausgestellte 
Bescheinigung auf einem von der Ver- 
waltungskommission festgelegten Form- 
blatt, mit der sein Anspruch bzw. der 
Anspruch seiner Familienangehörigen 
auf Sachleistungen bestätigt wird. Legt 
der Grenzgänger diese Bescheinigung 
nicht vor, so wendet sich der Träger des 
Wohnortes an den zuständigen Träger, 
um sie zu erhalten. Die Bescheinigung ist 
gültig, solange der zuständige Träger 
dem Träger des Wohnorts nicht anzeigt, 
daß die Bescheinigung ungültig gewor- 
den ist. 

(b) Die Beweisstücke, die nach den Rechts- 
vorschriften des Wohnlandes für die Ge- 
währung von Sachleistungen an Arbeit- 
nehmer und ihnen Gleichgestellte sowie 
an Familienangehörige in der Regel er- 
forderlich sind. 

(2) Für die Gewährung der in Artikel 7 Ab- 
satz (1) dieser Verordnung genannten Sachleistun- 
gen durch den Träger des Wohnortes gelten ferner 
folgende Bestimmungen: 

(a) Wird Krankenhauspflege gewährt, so 
zeigt der Träger des Wohnortes binnen 
drei Tagen, nachdem er davon Kenntnis 
erlangt hat, dem zuständigen Träger den 
Tag der Aufnahme in ein Krankenhaus 
oder in eine andere Krankenanstalt an 
sowie die voraussichtliche Dauer der 
Krankenhauspflege. Bei Entlassung aus 
dem Krankenhaus oder der Krankenan- 
stalt zeigt der Träger des Wohnorts in- 
nerhalb derselben Frist dem zuständigen 
Träger den Tag der Entlassung an. 

(b) Um die Zustimmung zur Gewährung der 
in Artikel 7 Absatz (6) dieser Verord- 
nung genannten Leistungen zu erhalten, 
richtet der Träger des Wohnortes ein Er- 
suchen an den zuständigen Träger. Sind 
diese Leistungen im Falle unbedingter 
Dringlichkeit ohne Zustimmung des zu- 
ständigen Trägers gewährt worden, so 
teilt der Träger des Wohnortes dies un- 
verzüglich dem zuständigen Träger mit. 

(c) Der Träger des Wohnorts veranlaßt von 
Zeit zu Zeit entweder von sich aus oder 
auf Ersuchen des zuständigen Trägers 
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eine Untersuchung des Leistungsempfän- 
gers, um festzustellen, ob die ärztliche 
Betreuung tatsächlich und regelmäßig er- 
folgt. Der Träger des Wohnorts ist ver- 
pflichtet, diese Untersuchungen durch- 
führen zu lassen und ihr Ergebnis unver- 
züglich dem zuständigen Träger mitzu- 
teilen. Dieser übernimmt die Aufwendun- 
gen für die weitere ärztliche Betreuung 
nur, solange diese Bestimmungen erfüllt 
werden. 

(3) Die zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten können mit Zustimmung der 
Verwaltungskommission eine abweichende Art und 
Weise der Durchführung vereinbaren. 


Artikel 10 

(1) Artikel 19 der Verordnung Nr. 3 und Arti- 
kel 17 bis 21 der Verordnung Nr. 4 gelten für 
Grenzgänger und ihre Familienangehörigen auch 
dann, wenn sie nicht in dem zuständigen Staat woh- 
nen und sich in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem zuständigen Staat oder dem Staat, in dem der 
Grenzgänger wohnt, vorübergehend aufhalten oder 
ihren Wohnsitz dorthin verlegen. 

(2) Verlegen die Familienangehörigen eines 
Grenzgängers nach Eintritt der Krankheit oder der 
Mutterschaft ihren Wohnsitz vom Wohnland des 
Grenzgängers in den zuständigen Staat, so erhalten 
sie Leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates. Sehen die für den zuständigen Träger gel- 
tenden Rechtsvorschriften eine Höchstdauer für die 
Leistungsgewährung vor, so kann die unmittelbar 
vor der Wohnsitzverlegung liegende Zeit der Lei- 
stungsgewährung für denselben Fall der Krankheit 
oder der Mutterschaft mit angerechnet werden. 


Artikel 11 

Artikel 20 der Verordnung Nr. 3 und Artikel 22 
und 23 der Verordnung Nr. 4 finden auf die Fami- 
lienangehörigen eines Grenzgängers Anwendung, 
wenn sie in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Wohnland des Arbeitnehmers wohnen. 


Artikel 12 

(1) Die Leistungen gemäß Artikel 22 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 3 an Rentenberechtigte, die 
früher Grenzgänger waren oder Hinterbliebene eines 
Grenzgängers sind, sowie an ihre Familienangehöri- 
gen werden zu Lasten des zuständigen Trägers des 
Mitgliedstaates gewährt, nach dessen Rechtsvor- 
schriften der Grenzgänger die längste Versiche- 
rungszeit zurückgelegt hat, unter der Voraussetzung, 
daß er wenigstens während vier aufeinanderfolgen- 
den Monaten im Verlaufe der 12 Monate, welche 
den Zeitpunkt des Rentenbeginns oder dem Zeit- 
punkt seines Todes vorausgehen, als Grenzgänger 
beschäftigt war, wären hiernach diese Leistungen 
zu Lasten mehrerer Träger zu gewähren, so gehen 
sie zu Lasten des Trägers, bei dem der Arbeitneh- 
me zuletzt versichert war. 


(2) Die Leistungen, die gemäß Artikel 22 Absatz 
(6) der Verordnung Nr. 3 einem in Artikel 22 Ab- 
satz (1) der Verordnung Nr. 3 erfaßten Rentenbe- 
rechtigten oder einem seiner Familienangehörigen 
während eines vorübergehenden Aufenthaltes in 
einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohnland 
gewährt werden, in dem kein zur Rentenzahlung 
verpflichteter Träger seinen Sitz hat, gehen zu 
Lasten des in Absatz (1) bestimmten Trägers, sofern 
die darin genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

A r t i k e 1 13 

(1) Bei Sachleistungen, die auf Grund des Ar- 
tikels 7 Absatz (1) dieser Verordnung gewährt wer- 
den, hat der zuständige Träger die entstandenen 
Aufwendungen dem Träger, der sie gewährt hat, zu 
erstatten. 

(2) Falls die in Artikel 12 dieser Verordnung ge- 
nannten Sachleistungen von einem anderen Träger 
als dem Träger gewährt werden, zu dessen Lasten 
sie gehen, so muß der letztere dem Träger, der sie 
gewährt hat, die entstandenen Aufwendungen er- 
statten. 

(3) Bei den nach den Absätzen (1) und (2) ge- 
währten Leistungen werden die dadurch entstande- 
nen tatsächlichen Aufwendungen erstattet, die sich 
aus der Rechnungsführung dieser Träger ergeben. 

(4) Die zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten können gegebenenfalls auf 
Ersuchen der Träger, falls ein solches Ersuchen nach 
den Rechtsvorschriften des betreffenden Mitglied- 
staates erforderlich ist, eine andere Art und Weise 
der Ermittlung der Aufwendungen für die in Ab- 
satz (1) und (2) genannten Sachleistungen, insbeson- 
dere eine Pauschalerstattung, vereinbaren. Die Ver- 
einbarung ist der Verwaltungskommission mitzutei- 
len. 

(5) Sehen die Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staates, in dem der Träger, der die Sachleistungen 
gewährt hat, falls Absatz (3) dieses Artikels in An- 
wendung kommt, im Falle eines Berechtigten, der 
nicht im Bereich des zuständigen Trägers dieses 
Staates wohnt und zu Lasten dieses Trägers von 
dem Träger seines Wohnortes in demselben Staat 
Sachleistungen erhält, für die Erstattung bestimm- 
ter Sachleistungen Pauschalsätze vor, werden diese 
Sätze für die Erstattungen an die Träger des betref- 
fenden Mitgliedstaates angewendet. 

(6) Auf die in den vorstehenden Absätzen dieses 
Artikels vorgesehenen Erstattungen finden Arti- 
kel 23 Absatz (4) und (5) und Artikel 43 Buch- 
stabe (d) der Verordnung Nr. 3 sowie Artikel 73 
Absatz (3) und Artikel 77 bis 82 der Verordnung 
Nr. 4 Anwendung; bei Anwendung des Artikels 81 
der Verordnung Nr. 4 auf diese Erstattung tritt der 
in Artikel 4 Absatz (1) dieser Verordnung vorge- 
sehene Anhang zu dieser Verordnung an die Stelle 
des Anhangs 6 zur Verordnung Nr. 4. 

(7) Auf Antrag der zuständigen Behörden zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten kann die Verwal- 
tungskommission im Rahmen der ihr durch Arti- 
kel 78 der Verordnung Nr. 4 übertragenen Zustän- 
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digkeiten die Vorbereitung der Aufgaben des in 
Artikel 78 Absatz (4) der genannten Verordnung 
vorgesehenen Rechnungsprüferausschusses den 
technischen Kommissionen übertragen, die auf 
Grund der zwischen ihnen getroffenen oder noch zu 
treffenden Vereinbarungen eingesetzt worden sind 
oder eingesetzt werden. 


KAPITEL 2 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
Artikel 14 

Auf Geldleistungen außer Renten, auf die ein 
Grenzgänger, der einen Arbeitsunfall erlitten oder 
sich eine Berufskrankheit zugezogen hat, Anspruch 
hat, kommen Artikel 6 und 8 dieser Verordnung in 
Anwendung. 

Artikel 15 

(1) Auf Sachleistungen, auf die ein Grenzgänger 
Anspruch hat, wenn er einen Arbeitsunfall erlitten 
oder sich eine Berufskrankheit zugezogen hat, fin- 
den Artikel 7 Absätze (1), (2), (4) und (6) sowie 
Artikel 9 Absätze (2) und (3) dieser Verordnung 
Anwendung. 

(2) Werden die in Absatz (1) genannten Sach- 
leistungen gemäß Artikel 7 Absatz (1) im Wohn- 
land gewährt, so sind nachstehende Bestimmungen 
anzwenden: 

(a) Besteht im Wohnland des Grenzgängers 
keine Versicherung gegen Arbeitsunfälle 
oder Berufskrankheiten oder sieht eine 
solche keinen Träger für die Gewährung 
der Sachleistungen vor, so werden diese 
von dem Träger des Wohnorts gewährt, 
der für die Gewährung der Sachleistun- 
gen bei Krankheit verantwortlich ist. 

(b) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates die vollständig kosten- 
lose Gewährung der Sachleistungen da- 
von ab, daß der Leistungsempfänger den 
vom Arbeitgeber eingerichteten ärzt- 
lichen Dienst in Anspruch nimmt, so gel- 
ten die vom Träger des Wohnorts ge- 
währten Sachleistungen als durch diesen 
ärztlichen Dienst gewährt. 

(c) Hat das in dem zuständigen Staat für die 
Entschädigung von Arbeitsunfällen vor- 
gesehene System nicht den Charakter 
einer Pflichtversicherung, so gelten die 
vom Träger des Wohnorts gewährten 
Sachleistungen als auf Antrag des zu- 
ständigen Trägers gewährt. 

(3) Um die in Absatz (1) genannten Sachleistun- 
gen in seinem Wohnland in Anspruch nehmen zu 
können, muß der Grenzgänger dem Träger des 
Wohnorts folgende Unterlagen beibringen: 

(a) eine Bescheinigung des zuständigen Trä- 
gers auf einem von der Verwaltungs- 
kommission aufgestellten Formblatt, mit 


der ihm der Anspruch auf die genannten 
Leistungen bestätigt wird; 

(b) eine Empfangsbescheinigung über die 
vom zuständigen Träger ausgestellte 
Arbeitsunfall- bzw. Berufskrankheitser- 
klärung. 

Legt der Grenzgänger diese Unterlagen nicht vor, 
so wendet sich der Träger des Wohnorts an den 
zuständigen Träger, um sie zu erhalten. 

(4) Die ärztlichen Bescheinigungen, die im Wohn- 
land des Grenzgängers ausgestellt werden, werden 
dem zuständigen Träger vom Träger des Wohnorts 
übersandt. Bei Unfällen muß die Bescheinigung über 
den Heilungsprozeß bzw. die Konsolidierung der 
Verletzung Angaben über die endgültigen Folgen 
des Unfalles und eine genaue Beschreibung des Zu- 
standes des Verletzten enthalten. Die hierfür ent- 
stehenden Kosten werden von dem Träger des 
Wohnorts nach den für ihn geltenden Tarifen zu 
Lasten des zuständigen Trägers gezahlt. 

(5) Erhält der Grenzgänger Sachleistungen nach 
Absatz (1) dieses Artikels, so ist die Entscheidung 
des zuständigen Trägers mit Angabe des Datums 
der Heilung bzw. der Konsolidierung der Verlet- 
zung von diesem dem Träger des Wohnorts mitzu- 
teilen; das gleiche gilt für die Entscheidung über 
die Gewährung einer Rente. 

(6) Für die Erstattung der in Absatz (1) genann- 
ten Sachleistungen sowie der in Absatz (4) genann- 
ten Kosten findet Artikel 13 Absätze (1) und (3) bis 

(7) dieser Verordnung Anwendung, wenn diese 
Leistungen gemäß Artikel 7 Absatz (1) dieser Ver- 
ordnung im Wohnland gewährt werden. 


Artikel 16 

(1) Unfälle, die ein Grenzgänger zwischen sei- 
nem Wohnort und der Grenze auf dem gewöhnlichen 
Wege von seinem Wohnort zu seiner Arbeitsstelle 
oder auf dem Rückweg erleidet, sind bei der An- 
wendung der Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates den Arbeitsunfällen gleichgestellt, die sich 
im Hoheitsgebiet dieses Staates ereignen. 

(2) Ist in den in Absatz (1) genannten Fällen 
neben der gesetzlichen Überwachung, die im zustän- 
digen Staat durchgeführt wird, auch eine Über- 
wachung im Wohnland erforderlich, so bestimmt 
der zuständige Träger zu diesem Zweck eijien Un- 
tersuchungsbeamten und unterrichtet hierüber die 
Behörden des Wohnlandes, die bei der Durchfüh- 
rung der Untersuchung und Überwachung im 
Hoheisgebiet des Wohnlandes Hilfe leisten. Diese 
Behörden bestimmen vor allem eine Person zur 
Unterstützung des Überwachungsbeamten, um die 
Einsicht in die Protokolle und in alle sich auf den 
Unfall beziehenden Unterlagen zu erleichtern. 


Artikel 17 

(1) Werden nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates die Kosten für den Transport des 
Verunglückten bis zu seiner Wohnung, zum Kran- 
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kenhaus oder bis zur Begräbnisstätte übernommen, 
so ist es gleichgültig, ob der Transport innerhalb 
des Hoheitsgebietes des zuständigen Staates oder 
des Wohnlandes stattfindet; für den Transport im 
Wohnland werden die Kosten lediglich bis 50 km 
Wegstrecke übernommen. 

(2) Die Kosten nach Absatz (1) sind dem Verun- 
glückten oder seinen ansprudisbereditigten Ange- 
hörigen vom zuständigen Träger nach den für die- 
sen geltenden Rechtsvorschriften unmittelbar zu er- 
statten. 

KAPITEL 3 
Arbeitslosigkeit 

Artikel 18 

(1) Bei Vollarbeitslosigkeit haben die Grenzgän- 
ger Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaates, in dem sie wohnen, als ob sie 
ihre Beschäftigung zuletzt in diesem Staat ausgeübt 
hätten. In diesem Fall gilt der Träger des Wohnorts 
als zuständiger Träger für die Anwendung des Arti- 
kels 33 Absätze (1), (2), (3) und (5) und des Arti- 
kels 34 der Verordnung Nr. 3 sowie der Artikel 62 
bis 65 der Verordnung Nr. 4. Die Leistungen gehen 
zu Lasten des Trägers des Wohnorts. 

(2) Leistet ein Grenzgänger in dem Unternehmen, 
das ihn beschäftigt, Kurzarbeit, oder ist die Arbeits- 
losigkeit technisch bedingt, so hat er Anspruch auf 
die nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates für diese Fälle vorgesehenen Leistungen, 
als ob er in diesem Staat wohnte. Die Leistungen 
gehen zu Lasten des zuständigen Trägers. 

(3) Artikel 35, 37 und 38 der Verordnung Nr. 3 
und Artikel 66 der Verordnung Nr. 4 finden Anwen- 
dung auf Grenzgänger, die nach Absatz (1) dieses 
Artikels anspruchsberechtigt sind, wenn sie ihren 
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat als den 
Staat verlegen, in dem sie zuletzt beschäftigt waren. 
In diesem Fall gilt der Träger des Wohnorts als 
zuständiger Träger für die Anwendung des Arti- 
kels 35 und als Träger des letzten Beschäftigungs- 
landes für die Anwendung des Artikels 37. 

(4) Artikel 33 Absatz (4) und Artikel 36 der Ver- 
ordnung Nr. 3 finden auf Grenzgänger keine An- 
wendung. 

KAPITEL 4 
Familienbeihilfen 

Artikel 19 

Die in Artikel 40 Absatz (5) der Verordnung Nr. 3 
vorgeschriebene Frist gilt nicht für Grenzgänger. 

Artikel 20 

(1) War ein Grenzgänger innerhalb eines Kalen- 
dermonats in zwei Mitgliedstaaten beschäftigt, so 
gelten folgende Bestimmungen: 

(a) Die Familienbeihilfen, auf die der Grenz- 
gänger nach den Rechtsvorschriften jedes 


dieser Staaten Anspruch hat, werden ent- 
sprechend der Zahl der in Anwendung 
dieser Rechtsvorschriften zahlbaren täg- 
lichen Beihilfen gewährt. Falls die anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften die Ge- 
währung der Beihilfen in Monatsbeträ- 
gen vorsehen, werden diese in Höhe 
eines Sechsundzwanzigstels je Beschäfti- 
gungstag gewährt. 

(b) Wurden von einem der zuständigen Trä- 
ger Familienbeihilfen im voraus gezahlt, 
so rechnen diese untereinander ab. 

(2) Im Falle des Absatzes (1) findet Artikel 9 
Absatz (5) der Verordnung Nr. 4 keine Anwendung 
auf Grenzgänger. 

Artikel 21 

Erhält ein Grenzgänger gemäß Artikel 18 Ab- 
satz (1) oder (2) dieser Verordnung Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates, so hat er unter Berücksichtigung 
des Artikels 40 Absätze (1) bis (4) der Verordnung 
Nr. 3 auch Anspruch auf die Familienbeihilfen bei 
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates. 


TITEL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 22 

Die in Titel IV der Verordnung Nr. 3 niederge- 
legten verschiedenen Bestimmungen über die An- 
wendung, Durchführung und Auslegung der Ver- 
ordnung Nr. 3 gelten auch für die Anwendung, 
Durchführung und Auslegung dieser Verordnung. 

Artikel 23 

(1) Diese Verordnung begründet keinen An- 
spruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor 
ihrem Inkrafttreten. 

(2) Für die Feststellung des Anspruchs auf Lei- 
stungen nach dieser Verordnung werden auch Ver- 
sicherungszeiten und gleichgestellte Zeiten sowie 
gegebenenfalls Beschäftigungszeiten, diesen gleich- 
gestellte Zeiten und Wohnzeiten berücksichtigt, die 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
vor Inkrafttreten der Verordnung zurückgelegt wor- 
den sind. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes (1) werden Lei- 
stungen nach dieser Verordnung auch für Ereignisse 
gewährt, die vor ihrem Inkrafttreten geschehen 
sind. Zu diesem Zweck werden alle Leistungen, die 
wegen des Wohnsitzes der betreffenden Person 
oder weil der Anspruch in einem anderen Mitglied- 
staat als dem Staat entstanden ist, in dem der ver- 
pflichtete Träger seinen Sitz hat, nicht festgestellt 
oder aber zum Ruhen gebracht worden sind, auf An- 
trag dieser Person alsbald nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung festgestellt oder zum Wiederaufleben 
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gebracht, soweit nicht früher festgestellte Ansprüche 
durch Kapitalzahlung abgegolten worden sind. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten den Ausschluß oder die Verjährung von An- 
sprüchen vor, so werden hinsichtlich der Ansprüche 
aus Absatz (3) die diesbezüglichen Vorschriften auf 
die Berechtigten nicht angewendet, wenn der in 
Absatz (3) bezeichnete Antrag binnen zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung gestellt wird. 
Wird der Antrag nach Ablauf dieser Frist gestellt, 
so besteht der Anspruch auf Leistungen, soweit er 
nicht ausgeschlossen oder verjährt ist, vom Zeit- 
punkt der Antragstellung an, es sei denn, daß gün- 
stigere Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates an- 
wendbar sind. 


Artikel 24 

Für die Durchführung dieser Verordnung nimmt 
die Verwaltungskommission alle Aufgaben wahr, 
für die sie nach den Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 


und nach dieser Verordnung vom Zeitpunkt ihrer 
Veröffentlichung an zuständig ist. 


Artikel 25 

Diese Verordnung tritt zum gleichen Zeitpunkt in 
Kraft wie die in Artikel 4 Absatz (1) genannte Ver- 
ordnung. 

Artikel 24 tritt jedoch mit dem Tage der Ver- 
öffentlichung dieser Verordnung in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 2 


Entwurf zur Verordnung 
über die Soziale Sicherheit der Saisonarbeiter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT, 

GESTUTZT auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf den Artikel 51, 

GESTÜTZT auf die Verordnung Nr. 3 über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und ins- 
besondere auf den Artikel 4 Absatz (7), 

GESTÜTZT auf die Verordnung Nr. 4 zur Durch- 
führung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 über 
die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, 

GESTUTZT auf den Vorschlag der Kommission, 

IN DER ERWÄGUNG, daß Verordnung Nr. 3 gemäß 
Artikel 4 Absatz (3) dieser Verordnung auf Saison- 
arbeiter keine Anwendung findet, soweit die die- 
sen Arbeitnehmern zu gewährenden Leistungen 
durch eigens für sie getroffene Bestimmungen in 
einem Abkommen über Soziale Sicherheit im Sinne 
des Artikels 1 Buchstabe (c) der Verordnung Nr. 3 
geregelt sind, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die in Änhang C zur 
Verordnung Nr. 3 aufgeführten Bestimmungen ge- 
mäß Artikel 4 Absatz (4) dieser Verordnung kejne 
Anwendung auf Saisonarbeiter finden, die in einem 
in Anhänge der Verordnung bezeichneten Mitglied- 
staat beschäftigt oder Staatsangehöriger dieses Mit- 
gliedstaates oder Staatenlose oder Flüchtlinge sind 
und in diesem Staat wohnen und in einem anderen | 
Mitgliedstaat beschäftigt sind, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Rat nach Artikel 4 
Absatz (7) der Verordnung Nr. 3 in einer weiteren 
Verordnung Bestimmungen eigens für Saisonarbei- 
ter zu treffen beschlossen hat, die an die Stelle des 
Artikels 4 Absätze (3) und (4) der Verordnung Nr. 3 
treten sollen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die Allgemeinen Be- 
stimmungen der Verordnungen Nr. 3 und 4, sowie 
die in die'Sen beiden Verordnungen enthaltenen Be- 
stimmungen für den Fall der Invalidität, des Alters 
und des Todes (Renten) und für Sterbegelder in der 
bestehenden Fassung auch für Saisonarbeiter gelten, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die besonderen Verhält- 
nisse der Saisonarbeiter, da diese ihren Wohnsitz 
nicht in den Mitgliedstaat verlegen, in dem sie für 
eine begrenzte Zeitdauer beschäftigt sind, ergän- 
zende Bestimmungen zu den Bestimmungen der Ver- 
ordnungen Nr. 3 und Nr. 4 für den Fall der Krank- 
heit, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, von Arbeitsun- 
fällen und Berufskrankheiten und über Familien- 
beihilfen erforderlich machen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß nach einer Erklärung 
der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft 


für Kohle und Stahl das in der nachstehenden Ver- 
ordnung vorgesehene System an die Stelle der in 
Artikel 69 Absatz (4) des Vertrages über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl genannten Vereinbarungen treten kann, 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung 

(a) bedeutet der Ausdruck „Verordnung Nr. 3“ 
die Verordnung Nr. 3 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, 
vom 25. September 1958, die im Amtsblatt 
der europäischen Gemeinschaften vom 16. De- 
zember 1958 veröffentlicht worden ist; 

(b) bedeutet der Ausdruck „Verordnung Nr. 4 “ 
die Verordnung Nr. 4 des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zur Durch- 
führung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer vom 3. Dezember 1958, die im Amts- 
blatt der europäischen Gemeinschaften vom 
16. Dezember 1958 veröffentlicht worden ist; 

(c) bedeutet der Ausdruck „Saisonarbeiter" den 
Arbeitnehmer, der sich in einen Mitglied- 
staat begibt, um dort für Rechnung eines oder 
mehrerer Arbeitgeber dieses Staates für 
eine bestimmte Zeitdauer unter 12 Monaten 
eine entgeltliche oder einer solchen gleich- 
gestellte Beschäftigung auszuüben, ohne sei- 
nen Wohnort dorthin zu verlegen. Die Be- 
stimmungen des Artikels 1 Buchstabe (1) der 
Verordnung Nr. 3 sind nicht mehr anwend- 
bar; 

(d) bedeutet der Ausdruck „ Wohnland" den Mit- 
gliedstaat, in dem der Saisonarbeiter seinen 
Wohnsitz hat. 

Artikel 2 

(2) Diese Verordnung findet auf Saisonarbeiter 
Anwendung, für welche die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten 
und welche Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
sind oder als Staatenlose oder Flüchtlinge in einem 
Mitgliedstaat wohnen, sowie auf ihre Familienange- 
hörigen und Hinterbliebenen. 
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(2) Diese Verordnung findet ferner auf Hinter- 
bliebene von Saisonarbeitern Anwendung, für 
welche die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten galten, und zwar ohne Rücksicht 
auf die Staatsangehörigkeit dieser Arbeitnehmer, 
wenn die Hinterbliebenen Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates sind oder als Staatenlose oder 
Flüchtlinge in einem Mitgliedstaat wohnen. 

Artikel 3 

Die Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 gelten für die 
in dieser Verordnung erfaßten Personen, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes vorgesehen ist. 

Artikel 4 

(1) Diese Verordnung tritt für den in ihr erfaß- 
ten Personenkreis an die Stelle der auf Grund 
eines Abkommens über Soziale Sicherheit zwischen 
Mitgliedstaaten auf Saisonarbeiter anzuwendenden 
Bestimmungen. Die Bestimmungen solcher Abkom- 
men, die in einem auf Vorschlag der Kommission 
vom Rat binnen sechs Monaten nach Veröffent- 
lichung dieser Verordnung in einer weiteren Ver- 
ordnung noch zu beschließenden Anhang aufgenom- 
men werden, bleiben weiterhin gültig. 

(2) Artikel 6 Absatz (3) der Verordnung Nr, 3 
findet Anwendung auf die gegebenenfalls in diesem 
Anhang anzubringenden Änderungen. 

(3) Artikel 6 Absatz (2) Buchstaben (c) und (d) 
der Verordnung Nr. 3 ist nicht mehr anzuwenden, 
ebenso Artikel 6 Absatz (1) der Verordnung Nr. 4 
hinsichtlich der Vereinbarungen über die Anwen- 
dung der in Artikel 6 Absatz (2) Buchstabe (c) der 
Verordnung Nr. 3 genannten Bestimmungen. 

(4) Jeder Mitgliedstaat notifiziert dem Vorsitzen- 
den der Verwaltungskommission jedes mit einem 
Nichtmitgliedstaat abgeschlossene Abkommen über 
die Soziale Sicherheit der Saisonarbeiter. 


TITEL II 

Besondere Bestimmungen 

KAPITEL 1 

Krankheit; Mutterschaft 

Artikel 5 

Der in Artikel 17 Absatz (1) der Verordnung Nr. 3 
vorgeschriebene Zeitraum von einem Monat wird 
für Saisonarbeiter auf vier Monate verlängert. 

Artikel 6 

(1) Die Leistungen, auf die ein Saisonarbeiter 
Anspruch hat, werden ihm von dem zuständigen 
Träger gewährt, als ob er in dem zuständigen Staat 
wohnte. 


(2) Ist ein Saisonarbeiter zu Lasten des zustän- 
digen Trägers leistungs- oder anspruchsberechtigt, 
so bleibt er weiterhin leistungs- oder anspruchsbe- 
rechtigt, wenn er in sein Wohnland zurückkehrt. 
Vor seiner Rückkehr muß der Saisonarbeiter jedoch 
die Zustimmung des zuständigen Trägers einholen, 
der den Gründen für diese Rückkehr entsprechend 
Rechnung trägt. 

(3) Erfüllt ein Saisonarbeiter nach der Rückkehr 
in sein Wohnland nach den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates nicht die Voraussetzungen für einen 
Leistungsanspruch und hat er noch einen Leistungs- 
anspruch nach den Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staates, in dem er vor seiner Rückkehr zuletzt 
versichert war, oder hätte er diesen Anspruch, 
wenn er sich in diesem Staat befände, so hat er in 
seinem Wohnland Anspruch auf Sachleistungen zu 
Lasten des zuständigen Trägers. 

(4) In den Fällen der Absätze (2) und (3) werden 
die Sachleistungen von dem Träger des Wohnorts 
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor- 
schriften gewährt, insbesondere in bezug auf das 
Ausmaß und die Art und Weise der Leistungsge- 
währung ; ihre Dauer richtet sich jedoch nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates. Sehen 
die Rechtsvorschriften des Wohnlandes mehrere 
Systeme der Versicherung für den Fall der Krank- 
heit und der Mutterschaft vor, so finden auf den 
Saisonarbeiter die Bestimmungen Anwendung, die 
für ihn gelten würden, wenn er in diesem Staat 
zuletzt beschäftigt gewesen wäre. 

(5) In den Fällen der Absätze (2) und (3) hängt 
die Gewährung von Körperersatzstücken, größeren 
Hilfsmitteln und anderen Sachleistungen von erheb- 
licher Bedeutung, deren Verzeichnis die Verwal- 
tungskommission aufgestellt hat, davon ab, daß der 
zuständige Träger dem Träger des Wohnorts hierzu 
seine Zustimmung gibt; dies gilt nicht für Fälle un- 
bedingter Dringlichkeit. 

(6) In den Fällen der Absätze (2) und (3) werden 
die Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften des 
zuständigen Staates gewährt. Der zuständige Träger 
zahlt diese Leistungen durch internationale Postan- 
weisung und benachrichtigt den Träger des Wohn- 
orts. Auf Ersuchen des zuständigen Trägers können 
diese Leistungen jedoch auch vom Träger des 
Wohnorts für Rechnung des zuständigen Trägers 
gezahlt werden. In diesem Falle teilt der zuständige 
Träger dem Träger des Wohnorts die Höhe der 
Leistungen, den oder die Tage, an denen sie gezahlt 
werden können, sowie die Höchstdauer für die Ge- 
währung der Leistungen mit. 

Artikel 7 

Während seiner Hin- und Rückreise zu Beginn 
und nach Beendigung der Saison, für die er ver- 
pflichtet worden ist, kommen auf den Saisonarbeiter 
die Bestimmungen des Artikels 19 Absätze (1), (3), 

(5) und (6) der Verordnung Nr. 3, des Artikels 18 
Absatz (1) sowie die Artikel 19 und 20 der Verord- 
nung Nr. 4 in Anwendung, auch wenn er nicht im 
zuständigen Staat wohnt, sofern die Hin- und Rück- 
reise nicht länger als zwei Tage dauert. Sehen die 
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Rechtsvorschriften des Staates, in dem der die Sach- 
leistungen gewährende Träger seinen Sitz hat, 
mehrere Systeme der Versicherung für den Fall der 
Krankheit und der Mutterschaft vor, so finden auf 
den Saisonarbeiter die Bestimmungen Anwendung, 
die für ihn gelten würden, wenn er in diesem Staat 
zuletzt beschäftigt gewesen wäre. 

Artikel 8 

(1) Die in Artikel 20 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 3 festgelegte Frist ist auf die Familienange- 
hörigen eines Saisonarbeiters nicht anwendbar. 

(2) Halten sich die Familienangehörigen eines 
Saisonarbeiters vorübergehend im zuständigen Staat 
auf, so erhalten sie Sachleistungen nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates. Dies gilt auch, wenn die 
Familienangehörigen für denselben Fall der Krank- 
heit oder der Mutterschaft bereits Leistungen von 
den Trägern des Mitgliedstaates erhalten haben, in 
dem sie wohnen; sehen die von dem zuständigen 
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften eine 
Höchstdauer der Leistungsgewährung vor, so wird 
die Zeit angrechnet, für die unmittelbar vor der Ab- 
reise Leistungen gewährt worden sind. 

(3) Die Familienangehörigen, die gemäß Ab- 
satz (2) leistungs- oder anspruchsberechtigt sind, be- 
halten diesen Anspruch bei der Rückkehr in ihr 
Wohnland. In diesem Falle findet Artikel 6 Ab- 
sätze (4) und (5) dieser Verordnung auf die Fami- 
lienangehörigen Anwendung. 

Artikel 9 

(1) Um im Falle des Artikels 6 Absatz (2) dieser 
Verordnung in seinem Wohnland weiterhin Sach- 
leistungen zu erhalten, muß der Saisonarbeiter dem 
Träger des Wohnorts eine Bescheinigung auf einem 
von der Verwaltungskommission festgelegten Form- 
blatt vorlegen, mit welcher der zuständige Träger 
genehmigt, daß er nach der Rückkehr in sein Wohn- 
land den Anspruch auf Leistungen behält. Der zu- 
ständige Träger gibt gegebenenfalls in der Be- 
scheinigung die nach den Rechtsvorschriften des zu- 
ständigen Staates vorgesehene Höchstdauer für die 
Gewährung von Sachleistungen an. Er sendet eine 
Abschrift dieser Bescheinigung der Einrichtung, 
welche die zuständige Behörde des Staates be- 
stimmt, in dem der Saisonarbeiter wohnt. Der zu- 
ständige Träger kann die Bescheinigung auf Antrag 
des Saisonarbeiters auch nach dessen Rückkehr aus- 
stellen, wenn die Bescheinigung infolge höherer Ge- 
walt nicht vorher ausgestellt werden konnte. 

(2) Um im Falle des Artikels 6 Absatz (3) dieser 
Verordnung in seinem Wohnland Sachleistungen zu 
erhalten, muß der Saisonarbeiter zum Nachweis des 
Anspruches auf diese Leistungen dem Träger des 
Wohnorts eine Bescheinigung des zuständigen Trä- 
gers auf einem von der Verwaltungskommission 
aufgestellten Formblatt vorlegen, die der zuständige 
Träger, wenn möglich, vor der Rückkehr des Saison- 
arbeiters in sein Wohnland ausstellt. Diese Beschei- 
nigung gibt insbesondere die Zeitdauer an, für 
welche die Leistungen gewährt werden dürfen. Legt 


der Saisonarbeiter die Bescheinigung nicht vor, so 
wendet sich der Träger des Wohnorts an den zu- 
ständigen Träger, um sie zu erhalten. 

(3) In den Fällen des Artikels 6 Absätze (2) und 
(3) gelten für die Gewährung von Sachleistungen 
außerdem folgende Bestimmungen: 

(a) Wird Krankenhauspflege gewährt, so 
zeigt der Träger des Wohnorts binnen 
drei Tagen, nachdem er davon Kenntnis 
erlangt hat, dem zuständigen Träger den 
Tag der Aufnahme in ein Krankenhaus 
oder in eine andere Krankenanstalt an 
sowie die voraussichtliche Dauer der 
Krankenhauspflege; bei Entlassung aus 
dem Krankenhaus oder der Krankenan- 
stalt zeigt der Träger des Wohnorts in- 
nerhalb derselben Frist dem zuständigen 
Träger den Tag der Entlassung an. 

(b) Um die Zustimmung zur Gewährung der 
in Artikel 6 Absatz (5) dieser Verord- 
nung genannten Leistungen zu erhalten, 
richtet der Träger des Wohnorts ein Er- 
suchen an den zuständigen Träger. Sind 
diese Leistungen im Falle unbedingter 
Dringlichkeit ohne Zustimmung des zu- 
ständigen Trägers gewährt worden, so 
teilt der Träger des Wohnorts dies un- 
verzüglich dem zuständigen Träger mit. 

(c) Der Träger des Wohnorts veranlaßt von 
Zeit zu Zeit entweder von sich aus oder 
auf Ersuchen des zuständigen Trägers 
eine Untersuchung des Leistungsempfän- 
gers, um festzustellen, ob die ärztliche 
Betreuung tatsächlich und regelmäßig er- 
folgt. Der Träger des Wohnorts ist ver- 
pflichtet, diese Untersuchungen durchfüh- 
ren zu lassen und ihr Ergebnis unverzüg- 
lich dem zuständigen Träger mitzuteilen. 
Dieser übernimmt die Aufwendungen für 
die weitere ärztliche Betreuung nur, so- 
lange diese Bestimmungen erfüllt wer- 
den. 

(4) Die zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten können mit Zustimmung der 
Verwaltungskommission eine abweichende Art und 
Weise der Durchführung vereinbaren. 


Artikel 10 

(1) Um im Falle des Artikels 6 Absatz (2) dieser 
Verordnung in seinem Wohnland weiterhin Geld- 
leistungen zu erhalten, muß der Saisonarbeiter sich 
unverzüglich an den Träger des Wohnorts wenden 
und ihm eine Bescheinigung des behandelnden 
Arztes über seine Arbeitsunfähigkeit vorlegen, 
wenn die Rechtsvorschriften des Wohnlandes dies 
vorsehen. Er gibt ferner seine Anschrift in seinem 
Wohnland an, sowie den Namen und die Anschrift 
des zuständigen Trägers. Der Träger des Wohnorts 
läßt den Saisonarbeiter sobald wie möglich, auf 
jeden Fall binnen drei Tagen, nachdem er sich an 
ihn gewandt hat, durch einen seiner Vertrauensärzte 
untersuchen. Der Träger des Wohnorts übersendet 
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den Bericht dieses Arztes, in dem auch die voraus- 
sichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben 
ist, binnen drei Tagen nach der Untersuchung dem 
zuständigen Träger. Dieser teilt binnen acht Tagen 
nach Empfang des Berichtes dem Träger des Wohn- 
orts mit, ob der Saisonarbeiter in seinem Wohnland 
Geldleistungen erhalten kann, 

(2) Im Falle des Artikels 6 Absatz (2) dieser Ver- 
ordnung gelten für die Gewährung von Geldleistun- 
gen außerdem folgende Bestimmungen: 

(a) Der Träger des Wohnorts führt die ärzt- 
liche und verwaltungsmäßige Kontrolle 
des Saisonarbeiters wie bei seinen eige- 
nen Versicherten durch und teilt dem zu- 
ständigen Träger das Ergebnis mit. 

(b) Stellt der Träger des Wohnorts fest, daß 
der Saisonarbeiter wieder arbeitsfähig 
ist, so zeigt er ihm den Tag an, an dem 
die Arbeit wieder aufzunehmen ist und 
übersendet dem zuständigen Träger un- 
verzüglich eine Abschrift dieser Mittei- 
lung. Die Geldleistungen werden nur bis 
zu dem Tage gezahlt, den der Träger des 
Wohnorts für die Wiederaufnahme der 
Arbeit festgesetzt hat. 

(c) Entscheidet der zuständige Träger auf 
Grund der erhaltenen Auskünfte, daß der 
Saisonarbeiter wieder arbeitsfähig ist, so 
ersucht er den Träger des Wohnorts, dem 
Grenzgänger diese Entscheidung mitzu- 
teilen. Die Geldleistungen werden mit 
dem Tag eingestellt, der auf den Tag 
folgt, an dem der Saisonarbeiter von der 
Entscheidung des zuständigen Trägers 
unterrichtet worden ist. 

(d) Haben der Träger des Wohnorts und der 
zuständige Träger in demselben Fall 
zwei verschiedene Tage für die Wieder- 
aufnahme der Arbeit festgesetzt, so ist 
der von dem zuständigen Träger festge- 
setzte Tag maßgebend. 

(3) Die zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rer Mitgliedstaaten können mit Zustimmung der 
Verwaltungskommission eine abweichende Art und 
Weise der Durchführung vereinbaren. 


Artikel 11 

(1) In den Fällen des Artikels 8 Absatz (2) dieser 
Verordnung ersucht der zuständige Träger, falls 
notwendig, den Träger des Wohnorts jedes Fami- 
lienangehörigen, der sich vorübergehend im zu- 
ständigen Staat aufhält, ihm den Zeitraum mitzu- 
teilen, in dem unmittelbar vor dem vorübergehenden 
Aufenthalt Leistungen gewährt worden sind. 

(2) Artikel 9 Absätze (1), (3) und (4) dieser Ver- 
ordnung gelten für die Familienangehörigen, die in 
ihr Wohnland zurüdckehren, nachdem ihnen wäh- 
rend eines vorübergehenden Aufenthaltes im zu- 
ständigen Staat Sachleistungen zu Lasten des zu- 
ständigen Trägers gewährt worden sind. 


Artikel 12 

(1) Bei Sachleistungen, die auf Grund von Arti- 
kel 6 Absätze (2) und (3) und Artikel 8 Absatz (3) 
dieser Verordnung gewährt werden, hat der zu- 
ständige Träger die entstandenen Aufwendungen 
dem Träger, der sie gewährt hat, zu erstatten. 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften des Mitglied- 
Staates, in dem der Träger, der die Sachleistungen 
gewährt hat, im Falle eines Berechtigten, der nicht 
im Bereich des zuständigen Trägers dieses Staates 
wohnt und zu Lasten dieses Trägers von dem Trä- 
ger seines Wohnorts in demselben Staat Sachlei- 
stungen erhält, für die Erstattung bestimmter Sach- 
leistungen Pauschalsätze vor, werden diese Sätze 
für die Erstattungen an die Träger des betreffenden 
Mitgliedstaates angewendet. 

(3) Auf die in Absatz (1) dieses Artikels vorge- 
sehenen Erstattungen finden Artikel 23 Absätze (4) 
und (5) und Artikel 43 Buchstabe (d) der Verord- 
nung Nr. 3 sowie Artikel 73 Absätze (1) bis (4) und 
Artikel 77 bis 82 der Verordnung Nr. 4 Anwendung? 
bei Anwendung des Artikels 81 der Verordnung 
Nr. 4 auf diese Erstattungen tritt der in Artikel 4 
Absatz (1) dieser Verordnung vorgesehene Anhang 
zu dieser Verordnung an die Stelle des Anhangs 6 
zur Verordnung Nr. 4. 


KAPITEL 2 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 


Artikel 13 

(1) Auf Sach- und Geldleistungen außer Renten, 
auf die ein Saisonarbeiter Anspruch hat, wenn er 
einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufs- 
krankheit zugezogen hat, finden die Artikel 6, 9 und 
10 dieser Verordnung Anwendung. 

(2) Werden die in Absatz (1) genannten Sach- 
leistungen gemäß Artikel 6 Absätze (2) und (3) die- 
ser Verordnung im Wohnland gewährt, so gelten 
folgende Bestimmungen: 

(a) Besteht im Wohnland des Saisonarbeiters 
keine Versicherung gegen Arbeitsunfälle 
oder Berufskrankheiten oder sieht eine 
solche keinen Träger für die Gewährung 
der Sachleistungen vor, so werden diese 
von dem Träger des Wohnorts gewährt, 
der für die Gewährung der Sachleistungen 
bei Krankheit verantwortlich ist. 

(b) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates die vollständig kosten- 
lose Gewährung der Sachleistungen da- 
von ab, daß der Leistungsempfänger den 
vom Arbeitgeber eingerichteten ärztlichen 
Dienst in Anspruch nimmt, so gelten die 
vom Träger des Wohnorts gewährten 
Sachleistungen als durch diesen ärztlichen 
Dienst gewährt. 

(c) Hat das in dem zuständigen Staat für die 
Entschädigung von Arbeitsunfällen vor- 


12 



Deutscher Bundestag — 4, Wahlperiode 


Drucksache IV/375 


gesehene System nicht den Charakter 
einer Pflichtversicherung, so gelten die 
vom Träger des Wohnorts gewährten 
Sachleistungen als auf Antrag des zu- 
ständigen Trägers gewährt. 

(3) Für die Erstattung der in Absatz (1) genann- 
ten Sachleistungen findet Artikel 12 Anwendung, 
wenn diese Leistungen gemäß Artikel 6 Absätze (2) 
und (3) dieser Verordnung im Wohnland gewährt 
worden sind. 


Artikel 14 

(1) Werden nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates die Kosten für den Transport des 
Verunglückten bis zu seiner Wohnung, zum Kran- 
kenhaus oder bis zur Begräbnisstätte übernommen, 
so ist es gleichgültig, ob der Transport innerhalb 
des Hoheitsgebietes des zuständigen Staates oder 
des Wohnlandes stattfindet; für den Transport im 
Wohnland werden die Kosten lediglich bis 50 km 
Wegstrecke übernommen. 

(2) Die Kosten nach Absatz (1) sind dem Ver- 
unglückten oder seinen anspruchsberechtigten An- 
gehörigen vom zuständigen Träger nach den für 
diesen geltenden Rechtsvorschriften unmittelbar zu 
erstatten. 


KAPITEL 3 
Arbeitslosigkeit 

Artikel 15 

(1) Leistet ein Saisonarbeiter in dem Unterneh- 
men, das ihn beschäftigt, Kurzarbeit, oder ist die 
Arbeitslosigkeit technisch bedingt, so hat er An- 
spruch auf die nach den Rechtsvorschriften des zu- 
ständigen Staates für diese Fälle vorgesehenen 
Leistungen, als ob er in diesem Staat wohnte. 

(2) Bin Saisonarbeiter, der im Laufe (der Saison, 
für die er verpflichtet wurde, arbeitslos geworden 
ist unid in sein Wohnland zurückkehrt, hat einen 
Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliiedstaates, in dem er seine Beschäftigung zu- 
letzt ausgeübt hat. Die Dauer des Leistungsan- 
spruchs darf jedoch 5 Monate, gerechnet vom Tage, 
an dem dieser Anspruch beginnt, nicht überschrei- 
ten. 

(3) Art und Weise der Leistungsgewährung gemäß 
Absatz (2) durch den Träger des Wohnorts richtet 
sich nach den für diesen geltenden Rechtsvorschrif- 
ten. 

(4) Absatz (2) findet keine Anwendung auf Lei- 
stungen, die gegebenenfalls an freiwillig Arbeits- 
lose oder an Arbeitnehmer gewährt werden, die aus 
berechtigten Gründen wegen Arbeitsvertragsbruch 
entlassen worden sind; er gilt ferner nicht in bezug 
auf Arbeitnehmer, die weniger als 'drei Monate dm 
Hoheitsgebiet des betreffenden Staates beschäftigt 
gewesen sind. 


(5) Solange Absatz (2) auf einen Arbeitslosen 
anwendbar ist, kann er Arbeitslosengeld nach den 
Rechtsvorschriften seines Wahnlandes nicht bean- 
spruchen. 

(6) Artikel 33 Absatz (5) sowie Artikel 36 der 
Verordnung Nr. 3 finden auf die in Absatz (1) und 
(2) genannten Saisonarbeiter keine Anwendung. 

(7) Werden nach Absatz (2) Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit gewährt, so hat der Träger des Staa- 
tes, in dem der Arbeitslose zuletzt beschäftigt war, 
dem Träger, der sie gewährt hat, 85 vom Hundert 
seiner tatsächlichen Leistungen zu erstatten. Dieser 
Hundertsatz kann von zwei Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen geändert werden. 

(8) Für die Erstattung gemäß Absatz (7) gelten 
die Bestimmungen des Artikels 23 Absätze (4) und 
(5) und des Artikels 43 Buchstabe (d) der Verord- 
nung Nr, 3 -sowie Artikel 78, 79 und 80 der Ver- 
ordnung Nr. 4. 


Artikel 16 

(1) Um Leistungen gemäß Artikel 15 Absatz (2) 
beanspruchen zu können, muß der Arbeitslose nach 
Möglichkeit vor seiner Rückkehr ins Wohnland 
dem Träger seines Wohnortes eine Bescheinigung 
des zuständigen Trägers auf einem von der Verwal- 
tungskommission aufgestellten Formblatt zum Nach- 
weis seines Leistungsanspruchs vorlegen. In dieser 
Bescheinigung ist insbesondere die Höhe der nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates fälli- 
gen Leistungen anzugeben, sowie die Höchstdauer, 
für die diese Leistungen gemäß Artikel 15 Absatz (2) 
gewährt werden können. Bringt der Arbeitslose 
diese Bescheinigungen' nicht bei, so wendet sich der 
Träger des Wohnortes an den zuständigen Träger, 
um sie zu erhalten. 

(2) Der zuständige Träger kann den Träger des 
Wohnorts jederzeit um Auskunft über die Verhält- 
nisse des Berechtigten, insbesondere über die Un- 
freiwilligkeit der Arbeitslosigkeit und über die ihm 
angebotenen Beschäftigungen ersuchen. 


Artikel 17 

(1) Ist ein Saisonarbeiter nach Beendigung der Sai- 
son, für die er verpflichtet war, in sein Wohnland 
zurückgekehrt und in diesem Land arbeitslos, so hat 
er Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates, als ob er dort zuletzt 
beschäftigt gewesen wäre. In diesem Fall gilt der 
Träger des Wohnorts als zuständiger Träger für die 
Anwendung 'des Artikels 33 Absätze (1), (2), (3) und 
(5) und des Artikels 34 der Verordnung Nr. 3 sowie 
der Artikel 62 bis 65 der Verordnung Nr. 4. Die 
Leistungen gehen zu Lasten des Trägers des Wohn- 
orts. 

(2) Artikel 33 Absatz (4) und Artikel 36 der Ver- 
ordnung Nr. 3 finden auf die in Absatz (1) genann- 
ten Saisonarbeiter keine Anwendung. 
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KAPITEL 4 

Familienbeihilfen 

Artikel 18 

Die in Artikel 40 Absatz (5) der Verordnung Nr. 3 
vorgeschriebene Frist gilt nicht für Saisonarbeiter. 

Artikel 19 

Erhält ein Saisorlarbeiter gemäß Artikel 15 Ab- 
satz (1) oder (2) dieser Verordnung Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliödstaatets, so hat er unter Berücksichtigung 
des Artikels 40 Absätze (1) bis (4) der Verordnung 
Nr. 3 auch Anspruch auf die Familienbeihilfen bei 
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates. 


TITEL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 20 

Die in Titel IV der Verordnung Nr. 3 nieder- 
gelegten verschiedenen Bestimmungen über die An- 
wendung, Durchführung und Auslegung der Ver- 
ordnung Nr. 3 gelten auch für die Anwendung, 
Durchführung und Auslegung dieser Verordnung. 

Artikel 21 

(1) Diese Verordnung bgründet keinen Anspruch 
auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor ihrem 
Inkrafttreten. 

(2) Für die Feststellung des Anspruchs auf Lei- 
stungen nach dieser Verordnung werden auch Ver- 
sicherungszeiten und gleichgestellte Zeiten sowie 
gebenenfalls Beschäftigungszeiten, diesen gleichge- 
stellte Zeiten und Wohnzelten berücksichtigt, die 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
vor Inkrafttreten der Verordnung zurückgelegt wor- 
den sind. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes (1) werden Lei- 
stungen nach dieser Verordnung auch für Ereignisse 
gewährt, die vor ihrem Inkrafttreten geschehen sind. 


Zu diesem Zweck werden alle Leistungen, die wegen 
des Wohnsitzes der betreffenden Person oder weil 
der Anspruch in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem Staat entstanden ist, in dem der verpflichtete 
Träger seinen Sitz hat, nicht festgestellt oder aber 
zum Ruhen gebracht worden sind, auf Antrag dieser 
Person alsbald nach Inkrafttreten dieser Verord- 
nung festgestellt oder zum Wiederaufleben gebracht, 
soweit nicht früher festgestellte Ansprüche durch 
Kapitalzahlung abgegolten worden sind. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten den Ausschluß oder die Verjährung von An- 
sprüchen vor, so werden hinsichtlich der Ansprüche 
aus Absatz (3) die diesbezüglichen Vorschriften auf 
die Berechtigten nicht angewendet, wenn der in Ab- 
satz (3) bezeichnete Antrag binnen zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung gestellt wird. Wird 
der Antrag nach Ablauf dieser Frist gestellt, so be- 
steht der Anspruch auf Leistungen, soweit er nicht 
ausgeschlossen oder verjährt ist, vom Zeitpunkt der 
Antragstellung an, es sei denn, daß günstigere 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates anwendbar 
sind. 

Artikel 22 

Für die Durchführung dieser Verordnung nimmt 
die Verwaltungskommission alle Aufgaben wahr, 
für die sie nach den Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 
und nach dieser Verordnung vom Zeitpunkt ihrer 
Veröffentlichung an zuständig ist. 


Artikel 23 

Diese Verordnung tritt zum gleichen Zeitpunkt in 
Kraft wie die in Artikel 4 Absatz (1) genannte Ver- 
ordnung. 

Artikel 22 tritt jedoch mit dem Tage der Ver- 
öffentlichung dieser Verordnungen Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 3 


Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
zu den Entwürfen der Kommission der EWG für zwei Verordnungen 
über die Soziale Sidierheit der Grenzgänger und Saisonarbeiter 


Nach Artikel 51 des EWG-Vertrages hat der Rat 
auf Vorschlag der Kommission die auf dem Gebiete 
der Sozialen Sicherheit für die Herstellung der Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnah- 
men zu beschließen. Die auf Grund dieser Bestim- 
mung ergangene Verordnung Nr. 3 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer sieht in Arti- 
kel 4 Absatz 7 besondere Verordnungen für Grenz- 
gänger und Saisonarbeiter vor. Diese noch zu erlas- 
senden Bestimmungen sind Gegenstand der vorlie- 
genden Entwürfe. Nach Artikel 51 des EWG-Ver- 
trages haben sie dem betroffenen Personenkreis 
(Grenzgänger und Saisonarbeiter) sowie seinen An- 
gehörigen folgendes zu sichern: 

a) die Zusammenrechnung aller nach den verschie- 
denen innerstaatlichen Rechtsvorschriften berück- 
sichtigten Zeiten für den Erwerb und die Auf- 
rechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für 
die Berechnung der Leistungen; 

b) die Zahlung der Leistungen an Personen, die in 
den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen. 

Die vorgeschlagenen Entwürfe haben den Charak- 
ter von Ergänzungsverordnungen zu den Verord- 
nungen Nr. 3 und 4, deren allgemeine Bestimmun- 
gen, Bestimmungen für den Fall der Invalidität, des 
Alters und des Todes (Renten) sowie über Sterbe- 
gelder für beide Arbeitnehmergruppen in vollem 
Umfang gelten. Dagegen finden auf sie die Bestim- 
mungen der Verordnungen Nr. 3 und 4 für den Fall 
der Krankheit, der Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie in 
bezug auf Familienbeihilfen nur insoweit Anwen- 
dung, als die Entwürfe zu den Verordnungen über 
die Soziale Sicherheit der Grenzgänger und Saison- 
arbeiter keine andere Regelung enthalten. 

In den allgemeinen Bestimmungen sehen die Ent- 
würfe neben Begriffsabgrenzungen weiter vor, daß 
die neuen Vorschriften an die Stelle der in zweisei- 
tigen Abkommen eigens für diese Arbeitnehmer ge- 
schaffenen Bestimmungen treten sollen. Es wird je- 
doch die Möglichkeit offengelassen, einzelne solcher 
Sonderregelungen aus zweiseitigen Abkommen 
durch Aufnahme in einen Anhang aufrechtzuer- 
halten, wenn sie vorteilhafter sind. 


Die besonderen Bestimmungen des Entwurfs der 
Verordnung über die Soziale Sicherheit der Grenz- 
ganger enthalten folgende Leistungsregelungen: 

Krankheit; Mutterschaft (Artikel 6 bis 13) 

Geldleistungen werden dem Grenzgänger ent- 
weder in seinem Beschäftigungs- oder in seinem 


Wohnland gewährt. Sachleistungen sollen mit eini- 
gen Ausnahmen im Wohnland gewährt werden 
(Artikel 6 und 7). Die erforderlichen Verfahrens Vor- 
schriften sind in den Artikeln 8 und 9 enthalten. 

Grenzgänger und ihre Familienangehörigen kön- 
nen auch während eines vorübergehenden Aufent- 
halts in einem anderen als dem Beschäftigungsland 
oder bei Verlegung ihres Wohnsitzes in ein solches 
Leistungen in Anspruch nehmen. Wohnen die Fami- 
lienangehörigen in einem anderen Staat als der 
Grenzgänger, so erhalten sie Sachleistungen nach 
Artikel 20 der Verordnung Nr. 3. 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Zu beanspruchende Geldleistungen, mit Ausnahme 
von Renten und Sachleistungen, werden dem Grenz- 
gänger bei einem Arbeitsunfall oder bei Erleiden 
einer Berufskrankheit im Beschäftigungs- oder 
Wohnland gewährt. Zwischen Wohnort und Grenze 
auf dem gewöhnlichen Arbeitsweg eintretende Un- 
fälle werden den im Beschäftigungsland eintreten- 
den Arbeitsunfällen gleichgestellt. Transportkosten 
des Verunglückten sollen von dem zuständigen 
Träger des Beschäftigungslandes erstattet werden. 

Arbeitslosigkeit 

Der Grenzgänger hat bei Vollarbeitslosigkeit An- 
spruch nach den Vorschriften und zu Lasten seines 
Wohnlandes. Bei Kurzarbeit oder technisch beding- 
ter Arbeitslosigkeit besteht der Anspruch nach den 
Vorschriften und zu Lasten des Beschäftigungs- 
landes. 

Familienbeihilfen 

Die Gewährung erfolgt nach den Verordnungen 
Nr. 3 und 4, mit Ausnahme von Artikel 40 Absatz 5 
der Verordnung Nr. 3. 

* 

Die Artikel 22 und 25 des Verordnungsentwurfs 
über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger enthal- 
ten sodann Schlußbestimmungen über Anwendung, 
Durchführung und Inkrafttreten der Verordnung. 


Besondere Bestimmungen des Entwurfs zur Ver- 
ordnung über die Soziale Sicherheit der Saison- 
arbeiter 

Krankheit; Mutterschaft 

Vor der Einreise in das Beschäftigungsland in 
einem anderen Land zurückgelegte Versicherungs- 
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Zeiten werden dem Saisonarbeiter grundsätzlich an- 
gerechnet. Geld- und Sachleistungen sollen in dem 
Beschäftigungsland gewährt werden. Die Leistung 
erfolgt im Wohnland, wenn der Arbeiter als Kranker 
dorthin zurückkehrt. Ferner kann der Saisonarbeiter 
unter bestimmten Voraussetzungen Leistungen 
erhalten, wenn sein Zustand während seiner Reise 
zu Beginn oder nach Beendigung der Saison sofortige 
Behandlung erfordert. 

Für die Familienangehörigen gelten die Verord- 
nungen Nr. 3 und 4, mit Ausnahme von Artikel 20 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 3. 

Arbeitsanfälle und Berufskrankheiten 

Zu beanspruchende Geldleistungen, außer Renten 
und Sachleistungen, erhält der Saisonarbeiter bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheit im Beschäf- 
tigungsland und nach seiner Rückkehr im Wohnland 
gemäß den Bestimmungen über Leistungen bei 
Krankheiten. 


Die Vorschriften enthalten ferner eine Regelung 
über die Tragung von Transportkosten. 

Arbeitslosigkeit 

Bei Kurzarbeit oder technisch bedingter Arbeits- 
losigkeit hat der Saisonarbeiter Anspruch auf Lei- 
stungen nach den Vorschriften des Beschäftigungs- 
landes (Artikel 15). Die Artikel 16 und 17 regeln 
ferner den Leistungsanspruch des Saisonarbeiters 
bei seiner Rückkehr ins Wohnland sowie die Erstat- 
tung von Beträgen im Verhältnis Wohnland/Beschäf- 
tigungsland. 

Familienbeihilfen 

Die Gewährung erfolgt nach den Verordnungen 
3 und 4, mit Ausnahme des Artikels 40 Absatz 5 
der Verordnung Nr. 3, Artikel 19 des Entwurfs ent- 
hält einen weiteren Anspruch bei Rückkehr des 
Saisonarbeiters in sein Wohnland. 
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